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Oldenburgisches
Gemeinde - Blatt.

- -

Erscheint wöchentlich : Dienstags . Vierteljahr . Pränumeralwnspreis : gr

18Ä7. Dienstag , 9 . Juni . 23.

Bekanntmachungen des Stadtmagistrats.
1 ) Am Zusammenflüsse des Ocljestrichs und der Hunte sauf

der Doctorsklappe ) ist ein Badeplatz eingerichtet , und der allge¬
meinen Benutzung übergeben . Die einzig erlaubte Zuwegung geht
über die Neuchuntcstraße an der Hunte entlang . Alles Baden
außerhalb dieser cingefriedigten Stelle , jede unerlaubte Zuwegung
zu derselben und die Ncberschreilung der angebrachten Befriedigung
von Seiten nicht bekleideter Personen ist bei polizeilicher Srrafc
verboten . ( Juni 7 .)

2) Fleischtaxe für den Monat Juni : bestes Rindfleisch
ä W 10 gr ., ordinaircS üK 9 gr . ; bestes Schweinefleisch a K 12 gr . ,
orkinaircs ü W 11 gr . ; Schafflcisch äT 9 gr . ; Kalbfleisch ä K
5 gr . ; Kalbfleisch

' von gemästeten Kälbern nach der Güte.

3 ) Als Kurator ist bestellte über den hiesigen Nachlaß des
nach Amerika ausgcwandcrten und dort verstorbenen Gerd Christoph
Beruh . Aug . Grote aus Oldenburg : Ministcrialcanzlist Haar
Hieselbst.

4 ) Gefunden: 1 Umschlagctuch , 1 Taschenmesser , 1 Fischschnur,
1 weißes Taschentuch , 1 dito mit Namen und Zahl , 1 Stimm¬
gabel , 1 Klcidtaillc , 1 Sammt -Armbaud mit Gold.

5) Der nach Art . 20 . des Gesetzes vom 18 . Mai 1855
(Bekanntmachung des Magistrats vom 25 . April d . I .) zum Ge¬
meindcabschätzer gewählte Receptor B . Grovermann hicselbst hat
gegen diese Wahl rcklamirt und der hiesige Gemcinderath dessen
Entschuldigungsgründe anerkannt.

Es wird demnach zur Wahl eines Gemeintcabschätzers noch¬
mals Termin auf den 13 . d . M . , Nachm . 5 Uhr auf dem Ralh-
hause Hieselbst angesetzt. Die Liste der stimmberechtigten Grund¬
besitzer ist aus dcm Rathhause zur Einsicht ausgelegt . Dit Stimm¬
zettel werden im Wahltermine verabfolgt . ( Juni 7 .)
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Gemeinderath nnd Stadtrath.
Versammlung vom 5 . Juni . Der zum Gemcindeab-

schätzer behufs Ansetzung der Grundstücke und Gebäude zu einer
demnächst umzulcgendeu Grundsteuer gewählle Rcceptor Grover-
mann hat gegen die Wahl reclamirt und der Gemcindcraih findet
die Reclamativn begründet . Die Reclamation des zum Bczirks-
abschätzer gewählten Gastwirths Brackmann auf dem Gcrberhoft
wird dagegen verworfen.

Ein Gesuch uni Befristung mit Pachtgeldern wird bewilligt.
— Der Magistrat beantragt Bewilligung von Mitteln , das Rath¬
haus statt mit Wasserfarbe , wie im Voranschlag vorausgesetzt ist,
mit Oelfarbe malen zu lassen , und zugleich die Genehmigung , die
Arbeit nicht öffentlich auszuvcrdingen , sondern unter der Hand aus-
zugeben . Der Antrag wird zunächst der Finanzcommission über¬
wiesen . — Wegen Pflasterung der Elisabethstraße legt der Magi¬
strat drei Kostenanschläge vor je nach der Breite des Fahrwegs
und Art des Fußpfades . Auch diese Kostenanschläge gehen zunächst
an die Finanzeommission . — - Das gleiche geschieht mit einem An¬

träge des Magistrats betr . die Octroi . Bei Bcrathung des Sta¬
tuts I . im Deccmber 1855 war beschlossen worden , daß durch die
Annahme des Art . 6 g . und Art . 7 e . (betr . den Octroidiener)
die Versammlung die Octroi nicht neu sanctionirt haben wolle;
sic ersuche vrelmehr den Stadtmagistrat , die Aufhebung derselbe»
baldigst in Bcrathung zu nehmen , beziehungsweise zu beantragen.
An diesen Beschluß war kürzlich erinnert und der Magistrat hat in

Folge dessen folgendes Schreiben an den Stadtrath gerichtet:
Die Octroi , gegenwärtig jährlich etwa 7800 Thlr . eintragend,

kann nur aufgehoben werden , wenn der Gemeindccasse , Abtheilung
Stadt , für den dadurch in der Einnahme entstehenden Ausfall so¬
fort ein genügender Ersatz gegeben wirb.

Dieser kann nur dadurch gewährt werden , daß eine andere
directc oder indirecte Gemeindesteuer wieder auferlegt wird,

welche einen gleichen Ertrag liefert.
Eine indirecte Steuer , welche besser wäre und einen glei¬

chen Ertrag gäbe , vermag der Magistrat nicht vorzuschlagcn . Eine

Consumtionsstcuer , welche andere noth wendige Lebensbe¬

dürfnisse träft , würde keine Verbesserung sein , nur die Nach¬

theile , jeder neuen Einrichtung dieser Art zur Folge haben , in der

Controle aber wahrscheinlich noch größere Schwierigkeit bieten , als

die bestehende Abgabe . Eine Verbrauchssteuer , welche
Luxusartikel träft , würde einen wesentlichen Vorzug verdienen.

Sie würde aber in der Erhebung und Controle wahrscheinttch

nicht zu überwindende Schwierigkeiten bieten , auch einen ungewissen
und wahrscheinlich ungenügenden Ertrag liefern . Als Gegenstände,
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die sonst für eine derartige Besteuerung vorzugsweise geeignet sein
würden , wogten

der Branntwein und
der Taback

in Betracht kommen . Eine einzelne Gemeinde kann aber , abge¬
sehen von der großen Schwierigkeit der Auflegung und Er¬

hebung , eine Besteuerung dieser Gegenstände nicht einführcn , ohne
der Gefahr steter und bedeutender Defraude ausgesctzt zu sein.

Als neue directe Gemeindesteuern würde der Magistrat nur
eine Einkommensteuer oder

eine Grund - und Gcbau desteu er

Vorschlägen können.
Außer der » ach neuen Grundsätzen als Einkommensteuer um-

zulegcndcn Armenstcuer noch eine zweite Einkommensteuer
nach anderen Grundsätzen eiuzuführen , kann der Magistrat nicht
empfehlen . Dies würde nur zu Weiterungen und zu Verwirrung
führen . Es mögte daher nur zu erwägen sein , ob wenn die Ar-
menstcuer als Einkommensteuer neu umgelegt ist , cs zweckmäßig
sei , auch den Betrag der Octroi , statt dieser indirekten Steuer
künftig als directe Steuer nach dem Fuße des Armenbeitrages
zu erheben . Es würde dann nahezu eine gleiche Summe zur
Deckung des Ausfalls der Octroi ( einem Beitrage von 8 Mona¬
ten glcichkommend ) in der Gcmeindeabthcilung Stabt zu erheben
sein , wie sie jetzt jährlich für die Armencasse erhoben wird , also
von 16 Monaten -.gußer den noch für andere Bedürfnisse der Ge-
meindecaffe , Abthcilung Stadt , muthmaßlich erforderlichen jährlichen
Gemeindcumlagcn von 4 — 4 ssz Monaten Armenbcitrag . Der Ma¬
gistrat kann es nicht zweckmäßig finden , jetzt sofort zur Aufhebung
der Octroi zu schreiten , und statt derselben eine directe Gcmeinde-
nmlage nach dem Fuße des Armenbeitrages auszuschreiben , die
von der Mehrzahl der steuerpflichtigen Gcmeindeglicder weit schwe¬
rer getragen und unwilliger gezahlt werden würde , als die bishe¬
rige indirecte Steuer und die neben der Armensteuer und der für
andere Gemcintezwecke auszuschrcibendcn Umlage für kirchliche Be¬
dürfnisse für Viele drückend werden würde.

Hielte man dennoch einen Ersatz des Ociroi - Ertrages durch
eine Einkommensteuer für angemessen , so würde damit nach¬
dem Erachten des Magistrats dennoch zweckmäßig bis dahin An¬
stand zu nehmen sein , daß die Umlegung der Armensteuer nach
den neuen Grundsätzen zur Ausführung gekommen ist.

Als passendsten Zeitpunct für die Aushebung der Octroi , falls
solche durch eine directe Steuer ersetzt werden soll , erachtet der
Magistrat die nach der Umlegung der Grund - und Gebäutesteuer
als Staatsstcucr zu erwartende Aufhebung der Servicelast.
Die Aufhebung der Scrviccabgabe würde di ? Umlegung einer neuen
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directen Gemeindesteuer nach dem Grundbesitz, an die Stelle der
Serviccabgabe tretend, möglich mache» , ohne daß solche für die da¬
mit zu belastenden Gemcindeglicter drückend würde, da sie in nicht
viel höherem Betrage an die Stelle einer wegfallendcn Gebäude-
steucr treten würde.

Der Jahrcsertrag der Serviceabgabe ist freilich gegenwärtig
(bei einem Satze von 7 Thlr . für das volle Haus)

"
nur etwa

4800 Thlr . also etwa 3000 Thlr . weniger als der Ertrag der
Octrot . Bei einer Umlegung der Grund - und Gebäudestcucr als
Gemeindesteuer nach neuen Grundsätzen würde übrigens leicht ein
um einige tausend Thaler höherer Ertrag zu erlangen sein , ohne
daß dies für die Besteuerten drückend werden würde ( eine Service¬
abgabe von 10 Thlr . für das volle Haus ist bisher ohne große
Belästigung der Steuerpflichtigen getragen worden) , sowie auch
eventuell eilt Thcil des durch Aufhebung der Octroi zu deckenden
Ausfalls noch in anderer Weise mvgte aufgebracht werden können.

Der Magistrat kann demnach mir beantragen , den Beschluß
über die Aufhebung der Octroi bis zum Eintritt jenes Zeitpunctcs
zu verschieben.

Dagegen hält der Magistrat im Interesse der durch die Octroi
belasteten Gemeinde schon jetzt zwei Erleichterungen in dieser Last
für wünschenswcrth , die besonders den unbemitteltern Gemcinde-
angehörigen in fühlbarer Weise zum Vortheil gereichen würden;
nämlich:

n) die Aufhebung der Octroi für Feuerung (Torf und
Holz) ,

b) die Einbringung frischen Fleisches an bestimmten
Tagen und zu bestimmten Tagesstunden in die Stadt,
dessen Versteuerung im Octroibürcau und dessen Verkauf
auf dem hiesigen Wochenmarkte.

Die Aufhebung der Feuerungsoctroi hält der Magistrat schon
jetzt für wünschenswcrth, da nach der erfolgten Erweiterung der
Grenzen der Stabt die gehörige Entrichtung der Abgabe schwer zu
controliren ist und diese Abgabe namentlich den Unbemittelteren
lästig wird . Der Jahrcsertrag der Feuerungsoctroi ist gegenwärtig
etwa 1250 Thlr . Dieser Ausfall könnte vorläufig wohl nur durch
eine Umlegung des Betrages nach dem Fuße kcs Armenbeitrages
gedeckt werden.

Mit der Aufhebung würde demnach gleichzeitig der Ersatz zu
beschließen sein.

Bei der gegenwärtigen EinrichtungderOctroifür S ch l a ch t-
vieh kann es nicht verkannt werken , daß den hiesigen Schlächtern
dadurch eine Art von Monopol eingeräumt ist , da frisches
Fleisch überall nicht in die Stadt eingeführt und in einem grö¬
ßeren Umkreise von der Stadt außerhalb des octroipflichtigcn Be-
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eigener Zuschickmeister bestellt ist) die Pflicht , Len Gesellen nach der

Reihe den eingeschriebenen Meistern znzuweiscn . Ans der Form
des Paragraphen und namentlich aus dem Ausdruck » der Ge¬

sellen " ohne alle nähere Bestimmung geht aber hervdr , daß wir
die nähere Angabe , welche Gesellen zuzuwcisen sind , schon in einer

früheren Gcsetzesstelle zu suchen haben , und wir finden sic denn

auch im Art . 71 . , aus welchem zu sehen ist , daß nur für solche
Gesellen , welche eiuwandern und auf der Herberge um Arbeit sich
melden , das betreffende Buch eingerichtet ist . Wenn nicht dies der
Sinn des Gesetzes wäre und den in Arbeit stehenden Gesellen nicht
freistände — selbstverständlich nach Ablauf der gesetzlichen oder ver¬
abredeten Kündigungsfrist — sich am Orte einen andern Meister
selbst zu wählen , so würden auch die Bestimmungen des § , 84.
über bas Abspenstigmachcu der Gesellen fast bedeutungslos werden.
Ferner läßt der Ausdruck des § . 83 . im Anfang , daß nach 14tä-
giger Kündigung der Gesell „ bei einem andern Meister " in Arbeit
treten rann , schließen , daß gemeint sei , er könne bei jedem andern
Meister , nicht bloß bei dem im Eiuschrcibebuch voranstchendeu,
Arbeit nehmen , indem letztere Beschränkung jedenfalls bestimmt
hätte ausgesprochen werden müssen . Vgl . auch § . 87 . Die schär¬
fere Auslegung , daß alle Gesellen ohne Ausnahme sich zuschickcn
lassen muffen ohne sich wegen dieses oder jenen Meisters „ bedanken"
zu können , wie es die Meister hinsichtlich der Gesellen können,
würde auch gewiß keinen Vortheil für die Meister gewähren , viel¬
mehr manchen Gesellen , der nicht Lust hat , bei cincmMcifter viel¬
leicht schlechte Arbeit , schlechte Verpflegung , schlechte Behandlung
anzunehmcn , La er bei einem guten Meister ankommen kann , von
bier ganz sorttreiben.

3 ) Im Jahre 1 . Mai 1856,57 sind 64 Personen als Bür¬
ger ro8p . Gemeinbemitgliedcr gegen Zahlung eines Bürger - und
Einzugsgelbes ausgenommen worden ; an Bürgcrgeld haben be¬
zahlte 4 Ausländer jeder 50 Thlr . — 200 Thlr . , 29 Einländer
jeder 25 Thlr . — 725 Thlr . , 14 Bürgersohnc jeder 10 Thlr . ,
— 140 Thlr . , 1 Bürgertochter 5 Thlr . , 5 Frauen jede 10 Thlr.
— 50 Thlr . zusammen an Bürgcrgeld 1120 Thlr . ; an Einzuas-
geld haben bezahlt 4 Ausländer jeder 20 Thlr . — 80 Thlr . ,
6 Ausländer jeder 10 Thlr . — 60 Thlr . , 1 Ausländerin 10 Thlr.
zusammen an Einzugsgeld 150 Thlr . ; im Ganzen mithin 1270
Thaler.

Verantwortlicher Rcdactcur : L. Strackerjan.
Druck und Verlag von Gerhard Stallin g in Oldenburg.
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zirks frisches Fleisch nicht fcilgebotcn werden darf Die dadurch
verursachte Verthcucrung des Fleisches wird namentlich den un¬
bemittelteren Gcmeindcangehörigen fühlbar. Auch hier wurde eine
wesentliche Erleichterung gewährt werden können , wenn cs erlaubt
würde, an gewissen Tagen (z . B . zunächst am Mittwoch und
Sonnabend) zu bestimmten Stunden (etwa Morgens von
8 —12 Uhr) frisches Fleisch nach vorgängiger pfundwciscr Ver¬
steuerung in die Stadt aus gradem Wege auf den Wochenmarkt
zu bringen , um es dort feil zu bieten.

Die Schlachter in der Nähe der Stadt oder auch entfernter
wohnende ( z . B . in Hatten , Zwischenahn , Rastede , Delmenhorst rc .)
erhielten dadurch Gelegenheit, ihre Waare hier zu Markt zu brin¬
gen , den hiesigen Einwohnern würde dadurch Gelegenheit geboten,
zu billigen Preisen Fleisch zu kaufen und die dadurch den hiesigen
Schlachtern erwachsende Concurrenz würde auch die Preise derselben
richtiger normiren.

Wie groß der dadurch entstehende Ausfall der Octroi sein
würde , läßt sich im Voraus nicht beurtheilcn und wäre erst nach
gemachter Erfahrung festznstellcn. Wahrscheinlich wird dieser Aus¬
fall nicht von Erheblichkeit sein , da auch das einznbringendc Fleisch
versteuert werden wird.

Dass die Defraude dadurch sehr erleichtert würde, mögte nicht
zu befürchten sein . —

Allerlei.
1 ) Die Frage ob Aerzte , Advocatcn und Lehrer zur Erwerbung

des gewerblichen Bürgerrechts verpflichtet sind , ist nunmehr auch
von dem Staatsministerium verneinend entschieden, und zwar na¬
mentlich auch deshalb , weil der wissenschaftliche Beruf der hier in
Frage stehenden Personen überall nicht als ein Gewerbe , mithin
auch nicht als bürgerliches Gewerbe im Sinne des Art. 226 . der
Gemeinde-Ordnung aufzufassen sei.

2 ) Dom Magistrate ist kürzlich entschieden und von der Re¬
gierung bestätigt worden, daß die Vorschriften der Handwerks -Ord¬
nung über das Zuschicken von Gesellen sich nicht auf die aus fe¬
ster Arbeit tretenden Gesellen beziehen , diese vielmehr sich frei den
Meister, bei dem sie arbeiten wollen , misslichen können . Der § . 72.
der Handwcrksordnnng schreibt vor , daß in der Herberge ein Buch
liegen soll , in welches die Gesellen suchenden Meister sich der Reihe
nach cinschreiben . Der Herbergswirth hat dann ( falls nicht ein
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